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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn, Katrin Ebner-Steiner, Ralf Stadler, Christian 
Klingen, Ulrich Singer, Andreas Winhart und Fraktion (AfD) 

Keine Abfrage des Impfstatus – Benachteiligungen verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen dafür einzusetzen, gesetz-
lich zu garantieren, dass private Unternehmen und Arbeitgeber den Zugang zu Dienst-
leistungen, Gütern oder der Arbeitsstelle nicht über die Abfrage des Impfstatus (COVID-
19) durch Vorlage eines Impfpasses oder die Einsicht in das Impfregister regulieren. 
Eine Benachteiligung von Nichtgeimpften soll dadurch vermieden werden.  

 

 

Begründung: 

Immer mehr Indizien deuten darauf hin, dass es künftig für Menschen, die sich aus 
gesundheitlichen Gründen nicht impfen lassen können oder wollen bzw. aufgrund man-
gelnder Versorgung nicht gegen COVID-19 geimpft werden können, massive Ein-
schränkungen und Ausgrenzungen aus dem sozialen Leben geben könnte. Es scheint 
Forderungen zu geben, dass auf diese Weise „Anreize“, sich impfen zu lassen, geschaf-
fen werden sollen. Wenn Menschen jedoch ausgegrenzt und in ihrer Freiheit beschnit-
ten werden, so kann dies nicht als positiver Anreiz gesehen werden, sondern eher als 
Zwang. 

Eine Diskriminierung stellt es nämlich dar, wenn der Zugang zu Freizeiteinrichtungen, 
Beförderungsmitteln oder dem Arbeitsplatz davon abhängt, ob ich bereit bin, mich frei-
willig impfen zu lassen und die höchstprivate Impfentscheidung zum Gegenstand von 
Rechten und Pflichten gemacht wird. 

Der gesellschaftliche Druck auf den Einzelnen wird zudem erhöht, wenn der Staat es 
duldet, dass einzelne Unternehmen beginnen, Menschen aufgrund ihrer Gesundheits-
entscheidungen zu diskriminieren und auszuschließen. Es darf nicht vom Impfstatus 
abhängen, in welchem Maß Freiheitsrechte ausgelebt werden können und ob man da-
für den Impfausweis vorlegen muss oder über das Impfregister der Status abgefragt 
wird. Die staatliche Reaktion auf dieses mögliche Szenario kann nur sein, das Fragen 
nach dem Impfstatus ausdrücklich zu verbieten. Besondere Brisanz bekommt diese 
Entwicklung vor dem Hintergrund, dass es einige Zeit dauern wird, bis alle Impfwilligen 
geimpft werden können. 

 


